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Liechtensteinisches Landesgesetzblatt 
Jahrgang 1984 Nr. 23 ausgegeben am 26. Juni 1984 

 

Gesetz 
vom 11. April 1984 

betreffend die Abänderung des Gesetzes über 
den Erwerb und Verlust des 

Landesbürgerrechtes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung: 

Art. 1 

§ 3 Bst. b und c des Gesetzes vom 4. Januar 1934 über den Erwerb 
und Verlust des Landesbürgerrechtes, in der Fassung des Gesetzes vom 
2. November 1960, LGBl. 1960 Nr. 23, werden aufgehoben und erhalten 
folgende neue Fassung: 
b) durch Aufnahme 

aa) infolge Eheschliessung 
bb) im ordentlichen Verfahren. 

Art. 2 

§ 5 des Gesetzes vom 4. Januar 1934 über den Erwerb und Verlust des 
Landesbürgerrechtes, in der Fassung des Gesetzes vom 2. November 
1960, LGBl. 1960 Nr. 23, erhält folgende neue Fassung: 
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b) durch Aufnahme 

aa) infolge Eheschliessung 

1) Die ausländische Ehegattin eines liechtensteinischen Landesbür-
gers hat Anspruch auf Aufnahme in das Landesbürgerrecht und in das 
Gemeindebürgerrecht ihres Ehegatten, wenn 
a) die Bewerberin einen ordentlichen liechtensteinischen Wohnsitz von 

zwölf Jahren nachweisen kann, wobei die Jahre nach der Eheschlies-
sung doppelt zählen; 

b) die Bewerberin mit einem liechtensteinischen Landesbürger seit min-
destens drei Jahren in aufrechter Ehe lebt; 

c) die Bewerberin auf ihre bisherige Staatsangehörigkeit verzichtet. 

2) Das Landesbürgerrecht wird nicht verliehen, wenn 
a) gegen die Bewerberin ein Strafverfahren wegen eines Verbrechens 

hängig ist oder sie auf Grund eines rechtskräftigen Urteils eine Frei-
heitsstrafe verbüsst; 

b) das bisherige Verhalten der Bewerberin Anlass zur Befürchtung gibt, 
dass sie eine Gefahr für die öffentliche Ruhe, Ordnung und Sicherheit 
bildet. 

3) Eine Ausländerin, die ihren liechtensteinischen Ehegatten durch 
den Tod während der Frist im Sinne von Abs. 1 Bst. a verliert, hat bei 
Erfüllung der sonstigen Voraussetzungen nach Ablauf dieser Frist An-
spruch auf Aufnahme in das Landesbürgerrecht, sofern sie nicht vor der 
Aufnahme in das Landesbürgerrecht mit einem Ausländer eine neue Ehe 
eingeht. 

4) Eine Ausländerin, die von ihrem liechtensteinischen Ehegatten 
während der Frist gemäss Abs. 1 Bst. a getrennt oder geschieden wird, 
hat bei Erfüllung der sonstigen Voraussetzungen nach Ablauf dieser Frist 
Anspruch auf Aufnahme in das liechtensteinische Landesbürgerrecht, 
sofern 
a) die Ehe von einem liechtensteinischen Gericht getrennt oder geschie-

den wurde; 
b) die Ehe nicht aus alleinigem oder überwiegendem Verschulden der 

Ehegattin getrennt oder geschieden wurde; 
c) die Bewerberin nicht vor der Aufnahme in das Landesbürgerrecht 

mit einem Ausländer eine neue Ehe eingeht. 

5) Der Antrag auf Aufnahme infolge Eheschliessung ist bei der Regie-
rung einzureichen. Dem Antrag sind beizulegen: 
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a) der Geburtsschein; 
b) der Trauschein; 
c) ein Ausweis über die Staatsangehörigkeit; 
d) der Nachweis über den ordentlichen Wohnsitz im Fürstentum Liech-

tenstein; 
e) der Strafregisterauszug; 
f) eine Erklärung, wonach die Bewerberin im Falle der Aufnahme in das 

liechtensteinische Landesbürgerrecht auf ihre bisherige Staatsangehö-
rigkeit verzichtet; 

g) der Todesschein des verstorbenen Ehegatten (Abs. 3); 
h) eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift des rechtskräftigen 

Urteils, wenn die Bewerberin gerichtlich getrennt oder geschieden ist 
(Abs. 4); 

i) eine Erklärung, womit die Bewerberin bescheinigt, dass kein E-
hetrennungs- oder -scheidungsverfahren hängig ist. 

Anstelle der Dokumente gemäss Bst. a, b, c und g kann ein von der 
zuständigen Behörde ausgestellter Familienschein eingereicht werden, 
sofern daraus die erforderlichen Angaben in amtlich beglaubigter Form 
zu ersehen sind. 

6) Die Regierung überprüft den Antrag auf die Gesetzmässigkeit, 
stellt ihn der zuständigen Gemeinde zur Stellungnahme über die Erfül-
lung der gesetzlichen Voraussetzungen zu und beschliesst über die Auf-
nahme. 

7) Die Aufnahme ist gebührenfrei. 

Art. 3 

§ 6 des Gesetzes vom 4. Januar 1934 über den Erwerb und Verlust des 
Landesbürgerrechtes, in der Fassung des Gesetzes vom 2. November 
1960, LGBl. 1960 Nr. 23, erhält folgende neue Marginalie: 

bb) im ordentlichen Verfahren. 

Art. 4 

§ 6 Abs. 2 des Gesetzes vom 4. Januar 1934 über den Erwerb und 
Verlust des Landesbürgerrechtes, in der Fassung des Gesetzes vom 2. 
November 1960, LGBl. 1960 Nr. 23, erhält folgende neue Fassung: 
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2) Bei Aufnahme eines verheirateten Ausländers in das Landesbürger-
recht erwerben auch seine ehelichen minderjährigen Kinder das Landes-
bürgerrecht, sofern sie bei der Aufnahme nicht ausdrücklich ausgenom-
men werden. Kinder, welche das 18. Altersjahr erfüllt haben, müssen eine 
Erklärung darüber abgeben, ob sie in die Aufnahme einbezogen werden 
sollen. Die ausländische Ehegattin erwirbt mit ihrem Ehegatten das Lan-
desbürgerrecht, wenn sie die Voraussetzung gemäss § 5 Abs. 1 erfüllt, in 
aufrechter Ehe lebt und den Antrag stellt, mit dem Ehegatten in die Auf-
nahme einbezogen zu werden. 

Art. 5 

Der zweite Satz von § 14 des Gesetzes vom 4. Januar 1934 über den 
Erwerb und Verlust des Landesbürgerrechtes, in der Fassung des Geset-
zes vom 2. November 1960, LGBl. 1960 Nr. 23, erhält folgende neue 
Fassung: 

§ 14 Satz 2 

Den Landesbürgereid haben alle grossjährigen Personen zu leisten. 

Art. 6 

Dieses Gesetz tritt am 2. Juli 1984 in Kraft. 

gez. Franz Josef 

gez. Hans Brunhart 
Fürstlicher Regierungschef 


